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Sowohl im wasserrechtlichen Genehmigungsverfahren als auch im wasserrechtlichen Widerstreitverfahren, bezo-
gen auf Ausleitungskraftwerke, ist es der Behörde hinsichtlich des Verbleibes von Restwasser verwehrt, Vorgaben, 
welche über die Anforderungen der QZV Ökologie OG hinausgehen, für die Genehmigungsfähigkeit zu fordern bzw. 
in der Ermessensentscheidung zu beurteilen. � Von Dieter Neger, Thomas Neger und Wolfram Schachinger*

Qua l i t ä t sz i e l ve ro rdnung  Öko log ie  Ober f l ächengewässe r

Beurteilung der Restwasserabgabe 
in wasserrechtlichen Genehmigungs- 
und Widerstreitverfahren

A. Ausleitungskraftwerke

In wasserrechtlichen Genehmigungsver-

fahren und auch in wasserrechtlichen 

Widerstreitverfahren, bezogen auf Aus-

leitungskraftwerke, ist es in der Pra-

xis oftmals fraglich, welche Vorgaben 

die Behörde hinsichtlich des Verbleibes 

von Restwasser fordern bzw. beurteilen 

kann. Durch die Qualitätszielverordnung 

Ökologie Oberflächengewässer werden 

diesbezüglich wichtige Vorgaben fest-

gelegt.

B. QZV Ökologie OG

Die Qualitätszielverordnung Ökologie 

Oberflächengewässer („QZV Ökologie 

OG“) enthält Vorgaben, wie mit Quali-

tätszielen im wasserrechtlichen Bewilli-

gungsverfahren umzugehen ist und wel-

che Qualitätskomponenten bei welcher 

Art von Belastungen bzw. Einwirkungen 

zur Beurteilung des ökologischen Zu-

standes heranzuziehen sind.

Kernthema der QZV Ökologie OG ist die 

Normierung des guten ökologischen Zu-

stands von Oberflächengewässern und 

der für die Anwendung des Verschlech-

terungsverbotes des § 30a WRG 1959 

maßgeblichen Zustände für Typen von 

Oberflächengewässern. 

Zu diesem Zweck werden in der Qua-

litätszielverordnung Ökologie Oberflä-

chengewässer konkrete Werte für die 

einzelnen biologischen Qualitätskom-

ponenten des ökologischen Zustands 

und Richtwerte für die hydromorpholo-

gischen Qualitätskomponenten festge-

legt. 

Wenn die Richtwerte für die hydromor-

phologischen Bedingungen im jewei-

ligen Einzelfall eingehalten werden, so 

gilt gemäß § 13 Abs 1 QZV Ökologie 

OG, dass die biologischen Werte für den 

guten ökologischen Zustand mit an Si-

cherheit grenzender Wahrscheinlichkeit 

erreicht werden.

C. Genehmigungsverfahren

1. Festlegung des Maßes der  
Wassernutzung 
Gemäß § 11 Abs 1 WRG 1959 ist bei Er-

teilung einer nach § 9 oder § 10 Abs 2 
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WRG 1959 erforderlichen Bewilligung 

neben dem Ort und der Art der Wasser-

benutzung auch das Maß der Wasserbe-

nutzung zu bestimmen. Nach § 13 Abs 4 

WRG 1959 ist das Maß der Wasserbe-

nutzung in der Bewilligung in der Wei-

se zu beschränken, dass ein Teil des je-

weiligen Zuflusses zur Er-

haltung des ökologischen 

Zustandes des Gewässers 

erhalten bleibt. Diese Ge-

setzesbestimmung bietet 

die Grundlage für die Vor-

schreibung von Restwassermengen im 

Interesse der Gewässerökologie (Rest-

wasservorbehalt). Die Kriterien für die 

Ermittlung der ökologisch erforderlichen 

Restwassermengen enthält die QZV 

Ökologie OG.

2. Restwassermengen im 
Genehmigungsverfahren
Dürfen nun im Rahmen eines wasser-

rechtlichen Genehmigungsverfahrens 

von der Behörde hinsichtlich des öko-

logisch notwendigen Mindestabflusses 

strengere Anforderungen als jene, wel-

che in der QZV Ökologie OG (§ 13 Abs 

2) definiert sind, verlangt werden? Mit 

anderen Worten: Kann die Behörde das 

Maß der Wasserbenutzung in der Bewil-

ligung derart bestimmen, dass – für die 

Erhaltung des ökologischen Zustands 

des Gewässers – höhere Restwasser-

mengen, als nach dieser Verordnungs-

bestimmung vorgesehen, vorgeschrie-

ben werden?

In der Literatur wird die Auffassung ver-

treten, dass die Vorgaben der QZV Öko-

logie OG sowohl für die Zustandseinstu-

fung eines Gewässers als auch für die 

Beurteilung, ob gegebenenfalls (und in-

wieweit) ein Wasserkraftprojekt zur Ver-

schlechterung des Gewässerzustands 

führt, verbindlich sind.

Daher sind diese Richtwerte grundsätz-

lich bei der Entscheidungsfindung her-

anzuziehen. Für Behörden (und Sachver-

ständige) bildet die QZV Ökologie OG 

daher eine verbindliche Grundlage einer-

seits für die Zustandseinstufung eines 

Gewässers und andererseits für die 

Beurteilung, ob und inwieweit ein ge-

plantes Wasserkraftwerk zur Verschlech-

terung des Gewässerzustands führt.

Mit anderen Worten: Wenn die in § 13 

iVm Anlage G QZV Ökologie OG nor-

mierten Richtwerte für 

die Restwassermengen 

im jeweil igen zu geneh-

migenden Projekt erfüllt 

sind, ist dieses in dieser 

Hinsicht genehmigungsfä-

hig, was auch im Sinne der Rechts- und 

Planungssicherheit zu unterstreichen ist.

In einem wasserrechtlichen Genehmi-

gungsverfahrens ist es der Behörde im 

Zusammenhang mit der Festlegung des 

Maßes der Wasserbenutzung für die 

Erhaltung des ökologischen Zustands 

des Gewässers sohin verwehrt, höhere 

Restwassermengen, als von der QZV 

Ökologie OG für die Erfüllung des guten 

hydromorphologischen Zustands vorge-

sehen, zu fordern.

D. Widerstreitverfahren

1. Das wasserrechtliche 
Widerstreitverfahren
§ 109 WRG 1959 sieht für den Fall, dass 

konkurrierende wasserrechtliche Bewilli-

gungsansuchen (z. B. für einen energie-

wirtschaftlich attraktiven Flussabschnitt) 

vorliegen, die Durchführung eines Wider-

streitverfahrens vor. Dieses selbststän-

dige, vom Genehmigungsverfahren ge-

trennte Verfahren ist mit Bescheid abzu-

schließen. Im Widerstreitverfahren ist – 

als Vorfrage für das Bewilligungsverfah-

ren – darüber zu entscheiden, welcher 

konkurrierenden Bewerbung um eine 

Wasserbenutzung der Vorzug gebührt.

Voraussetzung für die Durchführung 

eines Widerstreitverfahrens ist gemäß 

§ 109 Abs 1 WRG 1959, dass widerstrei-

tende (§ 17), auf entsprechende Entwür-

fe (§ 103) gestützte Ansuchen um Bewil-

ligung einer Wasserbenutzung vorliegen. 

Widerstreitende Bewerbungen müs-

Normierung des 
guten ökologischen 
Zustands von OG.

Info

Die Autoren
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Dr. Thomas 
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sen selbstverständlich nicht bereits 

allen Erfordernissen eines fertigen Ein-

reichprojektes im Sinne des § 103 WRG 

1959 entsprechen. Es reicht aus, dass 

es sich um eine zulässige Bewerbung 

handelt und dass die Projektabsicht aus 

den Projektunterlagen klar erkennbar ist.

Nach § 17 Abs 1 WRG 1959 gebührt – 

sofern verschiedene Bewerbungen um 

geplante Wasserbenut-

zungen im Widerstreit ste-

hen – jener Bewerbung der 

Vorzug, die dem öffent-

lichen Interesse (§ 105)  

besser dient. Bei dieser 

Feststellung, welche Bewerbung dem öf-

fentlichen Interesse besser dient, handelt 

es sich um eine behördliche Ermessens-

entscheidung (Wertentscheidung).

2. Restwassermengen im 
Widerstreitverfahren
Ist es nun in einem wasserrechtlichen 

Widerstreitverfahren zulässig, Restwas-

sermengen, welche über die Anforde-

rungen der QZV Ökologie OG hinausge-

hen, als Kriterium dafür, welches Vorha-

ben dem öffentlichen Interesse besser 

dient, heranzuziehen? 

Wenn – wie bereits erörtert – selbst im 

Genehmigungsverfahren bei der Festle-

gung des Maßes der Wasserbenutzung 

für die Erhaltung des ökologischen Zu-

stands des Gewässers keine höheren 

Restwassermengen, als von der QZV 

Ökologie OG normiert, von der Behör-

de festgelegt werden dürfen, so muss 

dies bereits aufgrund der tendenziell 

schwächeren bzw. zumindest maximal 

gleich starken Planungstiefe kraft Grö-

ßenschlusses auch für das Widerstreit-

verfahren gelten. 

Bereits daraus ergibt sich eindeutig, 

dass in einem wasserrechtlichen Wi-

derstreitverfahren etwaige projektierte 

Restwassermengen, welche über die 

Anforderungen der QZV Ökologie OG hi-

nausgehen, nicht als Beurteilungskriteri-

um dafür, welches Vorhaben dem öffent-

lichen Interesse besser dient, herange-

zogen werden dürfen.

Zum selben Ergebnis gelangt man aus 

folgendem anderen Gesichtspunkt:

Wäre es zulässig, Restwassermengen, 

die über die Anforderungen der QZV 

Ökologie OG hinausgehen, in die Ent-

scheidung, welches Vorhaben dem öf-

fentlichen Interesse besser dient, (posi-

tiv) einfließen zu lassen, so müsste dies  

wohl in nahezu jedem Widerstreitver-

fahren ein gegenseitiges 

„Hinauf l iz i t ieren“ der 

Projektwerber nach sich 

ziehen. Die dem Wider-

streitverfahren zugrun-

de gelegten Restwas-

sermengen könnten sodann – nach posi-

tivem Abschluss des Widerstreitverfah-

rens für ein Projekt – von diesem Pro-

jektwerber im Rahmen des Genehmi-

gungsverfahrens wiederum auf die Wer-

te, welche von der QZV Ökologie OG 

vorgeschrieben werden, reduziert wer-

den. Das Projekt wäre in diesem Falle 

trotzdem – aufgrund der diesbezüglichen 

Erfüllung der Vorgaben der QZV Ökolo-

gie OG – genehmigungsfähig bzw. einer 

(positiven) Kollaudierung zuführbar.

Um sicherzustellen, dass die für die Wi-

derstreitentscheidung maßgeblichen 

Parameter auch während der gesam-

ten Betriebsdauer der Wasserkraftan-

lage eingehalten werden, ist daher ei-

ne „Wertung“ von Restwassermengen, 

welche über die in der QZV Ökologie OG 

normierten Werte hinausgehen, im Rah-

men der Widerstreitentscheidung nicht 

zulässig.

Deshalb ist es der Behörde in wasser-

rechtlichen Widerstreitverfahren im Zu-

sammenhang mit Ausleitungskraftwer-

ken verwehrt, Restwassermengen, wel-

che über die Anforderungen der QZV 

Ökologie OG hinausgehen, als Kriterium, 

welches der widerstreitenden Vorhaben 

dem öffentlichen Interesse besser dient, 

heranzuziehen.

E. Ergebnis

 Die QZV Ökologie OG bildet für Be-

hörden eine verbindliche Grundlage. Sie 

dürfen im Genehmigungsverfahren kei-

ne strengeren Maßstäbe ansetzen.

 Im wasserrechtlichen Widerstreitver-

fahren ist es nicht zulässig, dass die Be-

hörde Restwassermengen, welche über 

die Vorgaben der QZV Ökologie OG hi-

nausgehen, als Kriterium dafür, welches 

Vorhaben dem öffentlichen Interesse 

besser dient, wertet. �

* Gekürzte Zusammenfassung des in RdU-U&T 
2014/7 mit weiteren Nachweisen erschienenen 
Fachbeitrages von Dieter Neger, Thomas Neger 
und Wolfram Schachinger.

Die QZV Ökologie OG 
ist verbindliche Grund-
lage für Behörden.


